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Zweite Satzung zur Änderung

 der Satzung für Studienangelegenheiten

 der Freien Universität  Berlin

 Präambel

 Aufgrund  von  §  9  Abs.  1  Nr.  4  Teilgrundordnung  (Erpro-
 bungsmodell)  der  Freien  Universität  Berlin  vom  27.  Ok-
 tober  1998  (FU-Mitteilungen  24/1998)  hat  der  Akademi-
 sche  Senat  der  Freien  Universität  Berlin  am  13.  Februar
 2008  folgende  Zweite  Satzung  zur  Änderung  der  Sat-
 zung  für  Studienangelegenheiten  (SfS)  vom  16.  März
 2005  (FU-Mitteilungen  41/2005),  geändert  am  30.  Mai
 2007 (FU-Mitteilungen 54/2007, S.  1322) erlassen:*

 Artikel  I

 §  7 Abs.  1 Satz  1 erhält folgende Fassung:

 „Ausländische  und  staatenlose  Studienbewerberinnen
 und  -bewerber,  die  ihre  Hochschulzugangsberechtigung
 im  Ausland  erworben  haben,  müssen  sich  für  die  Zulas-
 sung  zu  einem  Studiengang  der  Freien  Universität  Ber-
 lin  über  die  Arbeits-  und  Servicestelle  für  internationale
 Studienbewerbungen  e.  V.  (uni-assist)  bewerben;  für
 weiterbildende  Studiengänge  sowie  für  Anträge  auf  Zu-
 lassung  von  Studienbewerberinnen  und  -bewerbern,  die
 bereits  über  einen  deutschen  ersten  berufsqualifizieren-
 den  Hochschulabschluss  verfügen,  findet  dagegen  §  4
 Abs.  1 Satz  2  Anwendung.“

 Artikel  II

 Diese  Satzung  tritt  am  Tage  nach  der  Bekanntmachung
 in  den  Mitteilungen  (Amtsblatt  der  Freien  Universität
 Berlin) in Kraft.

 *  Diese  Satzung  ist  von  der  für  Hochschulen  zuständigen  Senats-
 verwaltung am 29.  Februar 2008 bestätigt worden.
 vom 19.03.2008
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Satzung zur Regelung der Vergabe von Studien-

 plätzen  für  den  weiterbildenden  Masterstudiengang

 „Psychosoziale Prävention und Gesundheits-

 förderung“ des Fachbereichs Erziehungswissen-

 schaft  und  Psychologie  zum   Wintersemester

 2008/09 der Freien Universität Berlin

 Präambel

 Aufgrund  von  §  10  a  des  Gesetzes  über  die  Zulassung
 zu  den  Hochschulen  des  Landes  Berlin  in  zulassungs-
 beschränkten  Studiengängen  (Berliner  Hochschulzulas-
 sungsgesetz  –  BerlHZG)  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  der  Neufassung  vom  18.  Juni  2005  (GVBl.
 S.  393),  zuletzt  geändert  am  18.  Mai  2007  (GVBl.
 S.  198),  i.  V.  m.  §  10  Abs.  5  Satz  2  und  §  74  Abs.  1  und  4
 des  Gesetzes  über  die  Hochschulen  im  Land  Berlin  (Ber-
 liner  Hochschulgesetz  –  BerlHG)  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  der  Neufassung  vom  13.  Februar  2003
 (GVBl.  S.  81),  zuletzt  geändert  durch  Gesetz  vom
 12.  Juli  2007  (GVBl.  S.  278),  hat  der  Fachbereichsrat
 des  Fachbereichs  Erziehungswissenschaft  und  Psycho-
 logie  der  Freien  Universität  Berlin  am  7.  Februar  2008
 folgende Satzung erlassen:*

 §  1

 Geltungsbereich

 Diese  Satzung  regelt  das  Auswahlverfahren  für  die
 Vergabe  der  Studienplätze  gemäß  §  10  a  BerlHZG
 für  den  weiterbildenden  Masterstudiengang  „Psycho-
 soziale  Prävention  und  Gesundheitsförderung“  des
 Fachbereichs  Erziehungswissenschaft  und  Psychologie
 der  Freien  Universität  Berlin  für  das  Wintersemester
 2008/09.

 §  2

 Studienplätze und Bewerbungsfrist

 (1)  Die  Zahl  der  Studienplätze  für  den  weiterbilden-
 den  Masterstudiengang  „Psychosoziale  Prävention  und
 Gesundheitsförderung“  wird  in  der  Zulassungsordnung
 der Freien Universität Berlin bestimmt.

 (2)  Bewerberinnen  oder  Bewerber  haben  einen  form-
 losen  schriftlichen  Antrag  auf  Zulassung  an  das  Präsi-
 dium  der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung
 und  Zulassung  –  zu  stellen.  Dem  Antrag  auf  Zulassung
 sind  die  Nachweise  gemäß  §  3  Abs.  1  Buchst.  a),  b)  und
 d)  beizufügen.  Werden  im  Ausland  erworbene  Nach-
 weise  vorgelegt,  müssen  diese,  wenn  sie  nicht  in  deut-
 scher  oder  englischer  Sprache  abgefasst  sind,  über-
 setzt  und  durch  eine  deutsche  Auslandsvertretung  be-
 glaubigt  sein.  Zulassungsanträge  können  durch  Telefax,

 E-Mail  oder  sonstige  elektronische  Medien  allein  nicht
 wirksam gestellt werden.

 (3) Die Bewerbungsfrist endet am 30.  Juni 2008.

 (4)  Sind  weniger  Bewerbungen  als  Studienplätze  vor-
 handen,  werden  diese  an  Bewerberinnen  oder  Bewer-
 ber  vergeben,  die  einen  Hochschulabschluss  gemäß
 Abs.  1  Buchst.  a)  nachweisen  und  die  entsprechend  c)
 aufgrund  des  Motivationsschreibens  sich  als  besonders
 geeignet  erweisen.  Sind  mehr  Bewerbungen  als  Stu-
 dienplätze  vorhanden,  erfolgt  ein  Auswahlverfahren  ge-
 mäß Abs.  1 und 2 sowie §§  3 bis 6.

 §  3

 Auswahlkriterien

 (1)  In  die  Auswahlentscheidung  werden  folgende
 Aspekte einbezogen:

 a)  ein  Hochschulabschluss  an  einer  deutschen  oder
 ausländischen  Hochschule,  der  die  Bewerberinnen
 oder  Bewerber  in  besonderem  Maße  zur  Erreichung
 der  Studienziele  gemäß  §  2  der  Studienordnung  des
 Masterstudiengangs  „Psychosoziale  Prävention  und
 Gesundheitsförderung“  befähigt;  das  Ergebnis  der
 absolvierten  Prüfung  hat  maßgeblichen  Einfluss  auf
 die Auswahlentscheidung;

 b)  Fremdsprachenkenntnisse,  insbesondere  englische;

 c)  ein  Motivationsschreiben  für  die  Bewerbung  zum
 weiterbildenden  Masterstudiengang  „Psychosoziale
 Prävention  und  Gesundheitsförderung“  in  Form  eines
 etwa dreiseitigen Exposés;

 d)  im  Zusammenhang  mit  dem  Studium  stehende  ein-
 schlägige  Tätigkeiten  und  Erfahrungen,  vorzugs-
 weise  einschlägige  berufspraktische  Erfahrungen  in
 für den Studiengang wesentlichen Arbeitsfeldern.

 (2)  Bei  Bedarf  können  die  Auswahlbeauftragten  ein-
 zelne  Bewerberinnen  oder  Bewerber  zu  einem  Aus-
 wahlgespräch einladen.

 §  4

 Auswahlgespräch

 (1)  Das  Auswahlgespräch  wird  von  den  Auswahl-
 beauftragten  gemäß  §  5  durchgeführt,  ist  nicht  öffentlich
 und  dauert  etwa  30  Minuten  je  Bewerberin  oder  Bewer-
 ber.

 (2)  Zum  Auswahlgespräch  werden  Bewerberinnen
 oder  Bewerber  durch  die  Auswahlbeauftragten  schrift-
 lich  unter  Angabe  von  Zeitpunkt  und  Ort  eingeladen.
 Die  Ladung  ist  rechtzeitig  erfolgt,  wenn  sie  mindestens
 10  Werktage  vor  dem  Auswahlgespräch  abgesendet
 wurde.

 (3)  Über  den  Verlauf  des  Auswahlgesprächs  wird
 eine  Niederschrift  gefertigt,  die  die  wesentlichen  Gründe
 für  die  Beurteilung  der  Bewerberin  oder  des  Bewerbers
 enthält.

 *  Diese  Ordnung  ist  vom  Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin  am
 7.  März 2008 bestätigt worden.
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§  5

 Auswahlbeauftragte

 (1)  Zur  Durchführung  des  Auswahlverfahrens  werden
 mindestens  zwei,  an  der  Freien  Universität  Berlin  haupt-
 beruflich  beschäftigte  wissenschaftliche  Dienstkräfte,
 die  im  weiterbildenden  Masterstudiengang  „Psycho-
 soziale  Prävention  und  Gesundheitsförderung“  prü-
 fungsberechtigt  sind,  von  der  Dekanin  oder  dem  Dekan
 im  Auftrag  des  Präsidiums  als  Auswahlbeauftragte  ein-
 gesetzt.  Die  Bestellung  erfolgt  für  das  Zulassungs-
 verfahren  zum  Wintersemester  2008/09.  Eine  Stellver-
 tretung ist nicht zulässig.

 (2)  Die  Auswahlbeauftragten  schlagen  unter  Berück-
 sichtigung  der  Eignung  und  Motivation  dem  Präsidium
 der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  Bewerberinnen  und  Bewerber  zur  Zulas-
 sung vor.

 (3)  Die  Auswahlbeauftragten  können  unter  Fristset-
 zung  geeigneten  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  das
 Nachreichen  von  fehlenden  Nachweisen  gestatten  oder
 in  Zweifelsfällen  zusätzliche  Auskünfte  von  Bewerberin-
 nen oder Bewerbern einholen.

 §  6

 Rangfolge

 Nach  Abschluss  des  Auswahlverfahrens  wird  auf  der
 Grundlage  der  Ergebnisse  eine  Rangfolge  gebildet.  Bei
 Ranggleichheit entscheidet das Los.

 §  7

 Zulassungsentscheidung

 (1)  Die  Zulassung  für  den  Studiengang  erfolgt  zum
 Wintersemester  2008/09.  Die  Entscheidung  über  die
 Auswahl  trifft  das  Präsidium  –  Bereich  Bewerbung  und

 Zulassung  –  auf  der  Grundlage  der  von  den  Auswahl-
 beauftragten ermittelten Rangfolge.

 (2)  Zugelassene  Bewerberinnen  und  Bewerber  er-
 halten  einen  Zulassungsbescheid,  in  dem  eine  Frist  zur
 schriftlichen  Annahme  des  Studienplatzes  und  zur  Im-
 matrikulation  bestimmt  wird.  Bei  Nichteinhaltung  dieser
 Frist wird der Studienplatz neu vergeben.

 (3)  Bewerberinnen  oder  Bewerber,  die  nicht  zugelas-
 sen  werden,  erhalten  einen  Ablehnungsbescheid  mit
 Begründung.

 (4)  Eine  Voraussetzung  für  die  Immatrikulation  ist  der
 Nachweis  der  vollständigen  Zahlung  des  in  der  Gebüh-
 rensatzung  für  den  Studiengang  festgelegten  Betrages.

 §  8

 Aufbewahrung der Unterlagen und Einsichtnahme

 (1)  Die  in  dem  Auswahlverfahren  eingereichten  Unter-
 lagen  sind  in  der  Verwaltung  des  Fachbereichs  Erzie-
 hungswissenschaft  und  Psychologie  bis  zur  Bestands-
 kraft  der  Entscheidung  und  im  Falle  eines  Rechtsstreits
 bis zur rechtskräftigen Entscheidung aufzubewahren.

 (2)  Den  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  ist  auf
 Wunsch  Einsicht  in  die  Ranglisten  (ohne  Namen)  zu  ge-
 währen.

 §  9

 Inkrafttreten

 (1)  Diese  Satzung  tritt  am  Tage  nach  ihrer  Veröffent-
 lichung  in  den  Mitteilungen  (Amtsblatt  der  Freien  Uni-
 versität Berlin) in Kraft.

 (2)  Gleichzeitig  tritt  die  Zulassungsordnung  für  das
 postgraduale  Studium  (Ergänzungsstudium)  „Psycho-
 soziale  Prävention  und  Gesundheitsförderung”  vom
 29.  April 1999 (FU-Mitteilungen 20/1999) außer Kraft.
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Satzung zur Regelung der Vergabe von Studien-

 plätzen für den weiterbildenden Masterfernstudien-

 gang East European Studies des Zentralinstituts

 Osteuropa-Institut der Freien Universität Berlin

 für das Wintersemester 2008/09

 Präambel

 Aufgrund  von  §  14  Abs.  1  Nr.  2  Teilgrundordnung  (Erpro-
 bungsmodell)  der  Freien  Universität  Berlin  vom  27.  Ok-
 tober  1998  (FU-Mitteilungen  24/1998)  i.  V.  m.  §  10  a  des
 Gesetzes  über  die  Zulassung  zu  den  Hochschulen  des
 Landes  Berlin  in  zulassungsbeschränkten  Studiengän-
 gen  (Berliner  Hochschulzulassungsgesetz  –  BerlHZG)  in
 der  Fassung  der  Bekanntmachung  der  Neufassung  vom
 18.  Juni  2005  (GVBl.  S.  393),  zuletzt  geändert  am
 18.  Mai  2007  (GVBl  S.  198),  sowie  §  10  Abs.  5  Satz  2
 und  §  83  Abs.  1  Satz  2  des  Gesetzes  über  die  Hoch-
 schulen  im  Land  Berlin  (Berliner  Hochschulgesetz  –
 BerlHG)  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  der
 Neufassung  vom  13.  Februar  2003  (GVBl.  S.  81),  zuletzt
 geändert  durch  Gesetz  vom  12.  Juli  2007  (GVBl.  S.  278),
 hat  der  Institutsrat  des  Zentralinstituts  Osteuropa-Institut
 der  Freien  Universität  Berlin  am  11.  Februar  2008  fol-
 gende Satzung erlassen:*

 §  1

 Geltungsbereich

 Diese  Satzung  regelt  die  Zugangsvoraussetzungen  ge-
 mäß  §  10  Abs.  5  Satz  2  BerlHG  und  das  Auswahlver-
 fahren  zur  Vergabe  der  Studienplätze  im  Rahmen  der
 Hochschulquote  gemäß  §  10  a  BerlHZG  für  den  weiter-
 bildenden  Masterfernstudiengang  East  European  Stu-
 dies für das Wintersemester 2008/09.

 §  2

 Studienplätze und Bewerbungsfrist

 (1)  Die  Zahl  der  für  den  weiterbildenden  Master-
 fernstudiengang  East  European  Studies  zur  Verfügung
 stehenden  Studienplätze  wird  in  der  Zulassungsord-
 nung  der  Freien  Universität  Berlin  für  jeden  Zulassungs-
 termin bestimmt.

 (2)  Bewerberinnen  oder  Bewerber  haben  einen
 schriftlichen  Antrag  auf  Zulassung  unter  Verwendung
 des  Bewerbungsformulars  für  den  weiterbildenden
 Masterfernstudiengang  East  European  Studies  an  das
 Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Be-
 werbung  und  Zulassung  –  zu  stellen.  Dem  Antrag  auf
 Zulassung  sind  die  Nachweise  gemäß  §  3  Abs.  1
 Buchst.  a),  b)  und  d)  in  amtlich  beglaubigter  Form  bei-
 zufügen.  Werden  im  Ausland  erworbene  Nachweise
 vorgelegt,  müssen  diese,  wenn  sie  nicht  in  deutscher

 oder  englischer  Sprache  abgefasst  sind,  übersetzt  und
 durch  eine  deutsche  Auslandsvertretung  beglaubigt
 sein.  Zulassungsanträge  können  auch  online  gestellt
 werden.  In  diesem  Fall  sind  die  in  Satz  2  genannten
 Nachweise  als  Anhang  im  PDF-Format  beizufügen.  Bei
 der  Immatrikulation  sind  die  geforderten  Nachweise  in
 der vorgesehenen Form vorzulegen.

 (3) Die Bewerbungsfrist endet am 30.  April 2008.

 (4)  Sind  weniger  Bewerbungen  als  Studienplätze  vor-
 handen,  werden  diese  an  Bewerberinnen  oder  Bewer-
 ber  vergeben,  die  die  Zugangsvoraussetzung  gemäß
 §  3  Abs.  1  Buchst.  a)  erfüllen.  Sind  mehr  Bewerbungen
 als  Studienplätze  vorhanden,  erfolgt  ein  Auswahlverfah-
 ren gemäß §§  3 bis 6.

 §  3

 Auswahlkriterien

 (1)  In  die  Auswahlentscheidung  werden  folgende
 Aspekte einbezogen:

 a)  ein  Studienabschluss,  vorzugsweise  in  einem  geis-
 tes-  oder  sozialwissenschaftlichen  Studiengang  ein-
 schließlich  der  Rechts-  oder  Wirtschaftswissen-
 schaft;

 b)  Fremdsprachkenntnisse,  vorzugsweise  englische  so-
 wie ost- und südosteuropäische;

 c)  die  Motivation  für  die  Bewerbung  für  den  weiter-
 bildenden  Masterfernstudiengang  East  European
 Studies,  dargestellt  in  einem  Motivationsschreiben
 von ca. 300 Wörtern;

 d)  im  Zusammenhang  mit  dem  Studium  stehende  ein-
 schlägige  Tätigkeiten  und  Erfahrungen,  insbeson-
 dere  einschlägige  berufspraktische  Erfahrungen  von
 mindestens  einem  Jahr  Dauer  (tabellarische  Über-
 sicht);

 e)  befürwortende  Gutachten  von  Hochschullehrerinnen
 oder -lehrern.

 (2)  Bei  Bedarf  können  die  Auswahlbeauftragten  ein-
 zelne  Bewerberinnen  oder  Bewerber  zu  einem  Aus-
 wahlgespräch einladen.

 §  4

 Auswahlgespräch

 (1)  Das  Auswahlgespräch  wird  von  den  Auswahl-
 beauftragten  gemäß  §  5  durchgeführt,  ist  nicht  öffentlich
 und  dauert  ca.  30  Minuten  je  Bewerberin  oder  Bewer-
 ber.

 (2)  Zum  Auswahlgespräch  werden  Bewerberinnen
 oder  Bewerber  durch  die  Auswahlbeauftragten  schrift-
 lich  unter  Angabe  von  Zeitpunkt  und  Ort  eingeladen.
 Die  Ladung  ist  rechtzeitig  erfolgt,  wenn  sie  mindestens
 10  Werktage  vor  dem  Auswahlgespräch  abgesendet
 wurde.

 *  Diese  Satzung  ist  vom  Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin  am
 7.  März 2008 bestätigt worden.
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(3)  Über  den  Verlauf  des  Auswahlgesprächs  wird
 eine  Niederschrift  gefertigt,  die  die  wesentlichen  Gründe
 für  die  Beurteilung  der  Bewerberin  oder  des  Bewerbers
 enthält.

 §  5

 Auswahlbeauftragte

 (1)  Zur  Durchführung  des  Auswahlverfahrens  werden
 mindestens  zwei  Auswahlbeauftragte  eingesetzt.  Diese
 werden  von  der  oder  dem  Vorsitzenden  des  Institutsrats
 im  Auftrag  des  Präsidiums  bestimmt.  Diese  müssen  an
 der  Durchführung  des  weiterbildenden  Masterfern-
 studiengangs  East  European  Studies  beteiligt  sein.  Min-
 destens  zwei  Auswahlbeauftragte  müssen  in  einem
 hauptberuflichen  Beschäftigungsverhältnis  zur  Freien
 Universität  Berlin  stehen.  Die  Bestellung  erfolgt  für  das
 Auswahlverfahren  zum  Wintersemester  2008/09.  Eine
 Stellvertretung ist nicht möglich.

 (2)  Die  Auswahlbeauftragten  schlagen  unter  Berück-
 sichtigung  der  Eignung  und  Motivation  dem  Präsidium
 der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  Bewerberinnen  und  Bewerber  zur  Zulas-
 sung vor.

 (3)  Die  Auswahlbeauftragten  können  unter  Fristset-
 zung  geeigneten  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  das
 Nachreichen  von  fehlenden  Nachweisen  gestatten  oder
 in  Zweifelsfällen  zusätzliche  Auskünfte  von  Bewerberin-
 nen oder Bewerbern einholen.

 §  6

 Rangfolge

 Nach  Abschluss  des  Auswahlverfahrens  wird  auf  der
 Grundlage  der  Ergebnisse  eine  Rangfolge  gebildet.  Bei
 Ranggleichheit entscheidet das Los.

 §  7

 Zulassungsentscheidung

 (1)  Die  Zulassung  für  den  Studiengang  erfolgt  zum
 Wintersemester  2008/09.  Die  Entscheidung  über  die
 Auswahl  trifft  das  Präsidium  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  auf  der  Grundlage  der  von  den  Auswahl-
 beauftragten ermittelten Rangfolge.

 (2)  Zugelassene  Bewerberinnen  und  Bewerber  er-
 halten  einen  Zulassungsbescheid,  in  dem  eine  Frist  zur
 schriftlichen  Annahme  des  Studienplatzes  und  zur  Im-
 matrikulation  bestimmt  wird.  Bei  Nichteinhaltung  dieser
 Frist wird der Studienplatz neu vergeben.

 (3)  Bewerberinnen  oder  Bewerber,  die  nicht  zuge-
 lassen  werden,  erhalten  einen  Ablehnungsbescheid  mit
 Begründung.

 (4)  Eine  Voraussetzung  für  die  Immatrikulation  ist  der
 Nachweis  der  vollständigen  Zahlung  des  in  der  Gebüh-
 rensatzung  für  den  weiterbildenden  Masterfernstudien-
 gang East European Studies festgelegten Betrages.

 §  8

 Aufbewahrung der Unterlagen und Einsichtnahme

 (1)  Die  in  dem  Auswahlverfahren  eingereichten  Unter-
 lagen  sind  in  der  Verwaltung  des  Zentralinstituts  Ost-
 europa-Institut  bis  zur  Bestandskraft  der  Entscheidung
 und  im  Falle  eines  Rechtsstreits  bis  zur  rechtskräftigen
 Entscheidung aufzubewahren.

 (2)  Den  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  ist  auf
 Wunsch  Einsicht  in  die  Ranglisten  (ohne  Namen)  zu  ge-
 währen.

 §  9

 Inkrafttreten

 Diese  Satzung  tritt  am  Tage  nach  ihrer  Veröffentlichung
 in  den  Mitteilungen  (Amtsblatt  der  Freien  Universität
 Berlin) in Kraft.
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Satzung zur Regelung der Vergabe von Studien-

 plätzen  im  Wintersemester  2008/09  für  den  weiterbil-

 denden Masterstudiengang Europawissenschaften

 der Freien Universität Berlin,

 der Humboldt-Universität zu Berlin und der

 Technischen Universität Berlin

 Präambel

 Aufgrund  von  §  10  a  des  Gesetzes  über  die  Zulassung
 zu  den  Hochschulen  des  Landes  Berlin  in  zulassungs-
 beschränkten  Studiengängen  (Berliner  Hochschulzulas-
 sungsgesetz  –  BerlHZG)  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  der  Neufassung  vom  18.  Juni  2005  (GVBl.
 S.  393)  zuletzt  geändert  am  18.  Mai  2007  (GVBl.  S.  198),
 i.  V.  m.  §  10  Abs.  5  Satz  2  und  §  74  Abs.  1  und  4  des
 Gesetzes  über  die  Hochschulen  im  Land  Berlin  (Berliner
 Hochschulgesetz  –  BerlHG)  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  der  Neufassung  vom  13.  Februar  2003
 (GVBl.  S.  81),  zuletzt  geändert  durch  Gesetz  vom
 12.  Juli  2007  (GVBl.  S.  278),  hat  die  Gemeinsame  Kom-
 mission  für  den  weiterbildenden  Masterstudiengang
 Europawissenschaften  der  Freien  Universität  Berlin,  der
 Humboldt-Universität  zu  Berlin  und  der  Technischen  Uni-
 versität  Berlin  am  14.  Januar  2008  folgende  Satzung
 erlassen:*

 §  1

 Geltungsbereich

 Diese  Satzung  regelt  den  Zugang  zum  Studium  gemäß
 §  10  Abs.  5  Satz  2  BerlHG  und  das  Auswahlverfah-
 ren  für  die  Vergabe  der  Studienplätze  gemäß  §  10  a
 BerlHZG  für  den  weiterbildenden  Masterstudiengang
 Europawissenschaften  der  Freien  Universität  Berlin,  der
 Humboldt-Universität  zu  Berlin  und  der  Technischen
 Universität Berlin im Wintersemester 2008/09.

 §  2

 Studienplätze und Bewerbungsfrist

 (1)  Die  Zahl  der  für  den  weiterbildenden  Master-
 studiengang  Europawissenschaften  zur  Verfügung  ste-
 henden  Studienplätze  wird  in  den  Zulassungsordnun-
 gen der Universitäten gemäß §  1 bestimmt.

 (2)  Bewerberinnen  oder  Bewerber  haben  einen  form-
 losen  schriftlichen  oder  elektronisch  übermittelten  An-
 trag  auf  Zulassung  an  den  Vorsitzenden  der  Zulassungs-
 kommission  für  den  weiterbildenden  Masterstudiengang
 Europawissenschaften  mit  der  Angabe,  an  welcher
 Hochschule  sie  in  der  ersten  und  zweiten  Priorität  zuge-
 lassen  und  immatrikuliert  werden  wollen,  zu  stellen.  Dem
 Antrag  auf  Zulassung  sind  der  Abschluss  gemäß  §  3
 Abs.  1  Buchst.  a)  und  die  Nachweise  gemäß  §  3  Abs.  1

 Buchst.  b)  und  c)  beizufügen.  Werden  im  Ausland  erwor-
 bene  Nachweise  vorgelegt,  müssen  diese,  wenn  sie
 nicht  in  deutscher  oder  englischer  Sprache  abgefasst
 sind,  übersetzt  und  durch  eine  deutsche  Auslandsvertre-
 tung  beglaubigt  sein.  Zulassungsanträge  können  auch  in
 elektronischer  Fassung  wirksam  gestellt  werden,  wenn
 die  erforderlichen  Nachweise  gescannt  und  per  E-Mail
 übersandt  werden.  Spätestens  zum  Zeitpunkt  der  Imma-
 trikulation  müssen  die  für  die  Zulassung  erforderlichen
 Dokumente  im  Original  oder  in  beglaubigter  Kopie  vorlie-
 gen.

 (3) Die Bewerbungsfrist endet am 31.  März 2008.

 (4)  Sind  weniger  Bewerbungen  als  Studienplätze  vor-
 handen,  werden  diese  an  Bewerberinnen  oder  Bewer-
 ber  vergeben,  die  einen  Studienabschluss  gemäß  §  3
 Abs.  1  Buchst.  a)  nachweisen.  Sind  mehr  Bewerbungen
 als  Studienplätze  vorhanden,  erfolgt  ein  Auswahlverfah-
 ren gemäß §§  3 bis 6.

 §  3

 Auswahlkriterien

 (1)  In  die  Auswahlentscheidung  werden  folgende
 Aspekte einbezogen:

 a)  Studienabschluss  vorzugsweise  in  einem  rechts-,
 wirtschafts-  oder  politikwissenschaftlichen  Studien-
 gang  an  einer  Hochschule  im  Geltungsbereich  des
 Hochschulrahmengesetzes  oder  der  Nachweis  eines
 gleichwertigen  ausländischen  Abschlusses;  das  Er-
 gebnis  der  absolvierten  Prüfung  hat  maßgeblichen
 Einfluss auf die Auswahlentscheidung;

 b)  Kenntnisse  der  deutschen  Sprache  in  Wort  und
 Schrift;

 c)  Fremdsprachenkenntnisse  in  Wort  und  Schrift,  vor-
 zugsweise  Englisch,  darüber  hinaus  Französisch
 oder  eine  andere  Amtssprache  der  Europäischen
 Union;

 d)  die  Motivation  für  die  Bewerbung  zum  Studiengang,
 dargestellt  in  einem  Motivationsschreiben  von  ca.
 300 Wörtern;

 e)  im  Zusammenhang  mit  dem  Studium  stehende  ein-
 schlägige  Tätigkeiten  und  Erfahrungen,  insbeson-
 dere  einschlägige  berufspraktische  Erfahrungen  von
 mindestens  einem  Jahr  Dauer  (tabellarische  Über-
 sicht).

 (2)  Bei  Bedarf  können  die  Auswahlbeauftragten  ein-
 zelne  Bewerberinnen  oder  Bewerber  zu  einem  Aus-
 wahlgespräch einladen.

 §  4

 Auswahlgespräch

 (1)  Das  Auswahlgespräch  wird  von  den  Auswahl-
 beauftragten  gemäß  §  5  durchgeführt,  ist  nicht  öffentlich

 *  Diese  Ordnung  ist  vom  Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin  am
 7.  März 2008 bestätigt worden.
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und  dauert  ca.  30  Minuten  je  Bewerberin  oder  Bewer-
 ber.

 (2)  Zum  Auswahlgespräch  werden  Bewerberinnen
 oder  Bewerber  durch  die  Auswahlbeauftragten  schrift-
 lich  unter  Angabe  von  Zeitpunkt  und  Ort  eingeladen.
 Die  Ladung  ist  rechtzeitig  erfolgt,  wenn  sie  mindestens
 10  Werktage  vor  dem  Auswahlgespräch  abgesendet
 wurde.

 (3)  Über  den  Verlauf  des  Auswahlgesprächs  wird
 eine  Niederschrift  gefertigt,  die  die  wesentlichen  Gründe
 für  die  Beurteilung  der  Bewerberin  oder  des  Bewerbers
 enthält.

 §  5

 Auswahlbeauftragte

 (1)  Zur  Durchführung  des  Auswahlverfahrens  werden
 mindestens  drei  Auswahlbeauftragte  eingesetzt.  Diese
 werden  von  der  oder  dem  Vorsitzenden  der  Gemeinsa-
 men  Kommission  im  Auftrag  der  Präsidien  der  Universi-
 täten  gemäß  §  1  bestimmt.  Diese  müssen  an  der  Durch-
 führung  des  Studiengangs  beteiligt  sein.  Mindestens
 zwei  Auswahlbeauftragte  müssen  in  einem  hauptberuf-
 lichen  Beschäftigungsverhältnis  zu  einer  der  Universitä-
 ten  gemäß  §  1  stehen.  Die  Bestellung  erfolgt  für  das
 Auswahlverfahren  zum  Wintersemester  2008/09.  Eine
 Stellvertretung ist nicht möglich.

 (2)  Die  Auswahlbeauftragten  schlagen  unter  Berück-
 sichtigung  der  Eignung  und  Motivation  den  Präsidien
 der  Universitäten  gemäß  §  1  Bewerberinnen  und  Be-
 werber zur Zulassung vor.

 (3)  Die  Auswahlbeauftragten  können  unter  Fristset-
 zung  geeigneten  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  das
 Nachreichen  von  fehlenden  Nachweisen  gestatten  oder
 in  Zweifelsfällen  zusätzliche  Auskünfte  von  Bewerberin-
 nen oder Bewerbern einholen.

 §  6

 Rangfolge

 Nach  Abschluss  des  Auswahlverfahrens  wird  auf  der
 Grundlage  der  Ergebnisse  eine  Rangfolge  gebildet.  Bei
 Ranggleichheit entscheidet das Los.

 §  7

 Zulassungsentscheidung

 (1)  Die  Zulassung  für  den  Studiengang  erfolgt  zum
 Wintersemester  2008/09.  Die  Entscheidung  über  die
 Auswahl  treffen  die  Präsidien  der  Universitäten  gemäß
 §  1  auf  der  Grundlage  der  von  den  Auswahlbeauftrag-
 ten ermittelten Rangfolge.

 (2)  Zugelassene  Bewerberinnen  und  Bewerber  er-
 halten  einen  Zulassungsbescheid,  in  dem  eine  Frist  zur
 schriftlichen  Annahme  des  Studienplatzes  und  zur  Im-
 matrikulation  bestimmt  wird.  Die  Wünsche  der  Bewerbe-
 rinnen  oder  Bewerber,  an  welcher  der  Universitäten  ge-
 mäß  §  1  sie  immatrikuliert  werden  wollen,  werden  be-
 rücksichtigt.  Bei  Nichteinhaltung  der  Annahmefrist  wird
 der Studienplatz neu vergeben.

 (3)  Bewerberinnen  oder  Bewerber,  die  nicht  zugelas-
 sen  werden,  erhalten  einen  Ablehnungsbescheid  mit
 Begründung.

 (4)  Eine  Voraussetzung  für  die  Immatrikulation  ist  der
 Nachweis  der  vollständigen  Zahlung  des  in  der  Gebüh-
 rensatzung  für  den  Studiengang  festgelegten  Betrages.

 §  8

 Aufbewahrung der Unterlagen und Einsichtnahme

 (1)  Die  in  dem  Auswahlverfahren  eingereichten  Un-
 terlagen  sind  in  der  Verwaltung  des  Studiengangs  bis
 zur  Bestandskraft  der  Entscheidung  und  im  Falle  eines
 Rechtsstreits  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  auf-
 zubewahren.

 (2)  Den  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  ist  auf
 Wunsch  Einsicht  in  die  Ranglisten  (ohne  Namen)  zu  ge-
 währen.

 §  9

 Inkrafttreten

 Diese  Satzung  tritt  am  Tage  nach  ihrer  Veröffentlichung
 in  den  Amtsblättern  der  Universitäten  gemäß  §  1  in
 Kraft.
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Satzung zur Regelung der Vergabe von Studien-

 plätzen  im  Wintersemester  2008/09  für  den  weiterbil-

 denden Masterstudiengang „European Master

 in Intercultural Education“ des Fachbereichs

 Erziehungswissenschaft und Psychologie

 der Freien Universität Berlin

 Präambel

 Aufgrund  von  §  10  a  des  Gesetzes  über  die  Zulassung
 zu  den  Hochschulen  des  Landes  Berlin  in  zulassungs-
 beschränkten  Studiengängen  (Berliner  Hochschulzulas-
 sungsgesetz  –  BerlHZG)  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  der  Neufassung  vom  18.  Juni  2005  (GVBl.
 S.  393),  zuletzt  geändert  am  18.  Mai  2007  (GVBl.
 S.  198),  i.  V.  m.  §  10  Abs.  5  Satz  2  und  §  74  Abs.  1  und  4
 des  Gesetzes  über  die  Hochschulen  im  Land  Berlin  (Ber-
 liner  Hochschulgesetz  –  BerlHG)  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  der  Neufassung  vom  13.  Februar  2003
 (GVBl.  S.  81),  zuletzt  geändert  durch  Gesetz  vom
 12.  Juli  2006  (GVBl.  S.  278),  hat  der  Fachbereichsrat
 des  Fachbereichs  Erziehungswissenschaft  und  Psycho-
 logie  der  Freien  Universität  Berlin  am  7.  Februar  2008
 folgende Satzung erlassen:*

 §  1

 Geltungsbereich

 Diese  Satzung  regelt  das  Auswahlverfahren  für  die  Ver-
 gabe  der  Studienplätze  gemäß  §  10  a  BerlHZG  für  den
 weiterbildenden  Masterstudiengang  „European  Master
 in  Intercultural  Education“  des  Fachbereichs  Erzie-
 hungswissenschaft  und  Psychologie  der  Freien  Univer-
 sität Berlin zum Wintersemester 2008/09.

 §  2

 Studienplätze und Bewerbungsfrist

 (1)  Die  Zahl  der  für  den  weiterbildenden  Master-
 studiengang  „European  Master  in  Intercultural  Educa-
 tion“  zur  Verfügung  stehenden  Studienplätze  wird  in  der
 Zulassungsordnung  der  Freien  Universität  Berlin  be-
 stimmt.

 (2)  Bewerberinnen  oder  Bewerber  haben  einen  form-
 losen  schriftlichen  Antrag  auf  Zulassung  an  das  Präsi-
 dium  der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung
 und  Zulassung  –  zu  stellen.  Dem  Antrag  auf  Zulassung
 sind  die  Nachweise  gemäß  §  3  Abs.  1  Buchst.  a),  b)
 und  d)  beizufügen.  Werden  im  Ausland  erworbene
 Nachweise  vorgelegt,  müssen  diese,  wenn  sie  nicht  in
 deutscher  oder  englischer  Sprache  abgefasst  sind,
 übersetzt  und  durch  eine  deutsche  Auslandsvertretung
 beglaubigt  sein.  Zulassungsanträge  können  durch  Tele-

 fax,  E-Mail  oder  sonstige  elektronische  Medien  allein
 nicht wirksam gestellt werden.

 (3) Die Bewerbungsfrist endet am 30.  April 2008.

 §  3

 Auswahlkriterien

 (1)  In  die  Auswahlentscheidung  werden  folgende
 Aspekte einbezogen:

 a)  ein  Bachelorabschluss  oder  ein  gleichwertiger  an-
 derer  erster  berufsqualifizierender  Hochschulab-
 schluss,  vorzugsweise  ein  an  einer  deutschen  oder
 ausländischen  Hochschule  oder  gleichwertigen  Bil-
 dungseinrichtung  abgeschlossenes  Studium,  das  die
 Bewerberinnen  oder  Bewerber  in  besonderem  Maße
 zur  Erreichung  der  Studienziele  gemäß  §  3  der  Stu-
 dienordnung  des  Masterstudiengangs  „European
 Master  in  Intercultural  Education“  befähigt.  Hierzu
 zählen  insbesondere  alle  Ausbildungsgänge,  die  in
 europäischen  Staaten  den  Zugang  zu  einem  Lehr-
 amt an öffentlichen Schulen ermöglichen.

 b)  Fremdsprachenkenntnisse,  insbesondere  englische;

 c)  eine  kurze  Begründung  der  Bewerbung  für  den  wei-
 terbildenden  Masterstudiengang  „European  Master
 in  Intercultural  Education“  in  Form  eines  dreiseitigen
 Exposés;

 d)  im  Zusammenhang  mit  dem  Studium  stehende  ein-
 schlägige  Tätigkeiten  und  Erfahrungen,  vorzugs-
 weise  einschlägige  berufspraktische  Erfahrungen  in
 einschlägigen Arbeitsfeldern.

 (2)  Bei  Bedarf  können  die  Auswahlbeauftragten  ein-
 zelne  Bewerberinnen  oder  Bewerber  zu  einem  Aus-
 wahlgespräch einladen.

 (3)  Sind  weniger  Bewerbungen  als  Studienplätze  vor-
 handen,  werden  diese  an  Bewerberinnen  oder  Bewer-
 ber  vergeben,  die  einen  Hochschulabschluss  gemäß
 Abs.  1  Buchst.  a)  nachweisen.  Sind  mehr  Bewerbungen
 als  Studienplätze  vorhanden,  erfolgt  ein  Auswahlverfah-
 ren gemäß Abs.  1 und 2 sowie §§  4 bis 6.

 §  4

 Auswahlgespräch

 (1)  Das  Auswahlgespräch  wird  von  den  Auswahl-
 beauftragten  gemäß  §  5  durchgeführt,  ist  nicht  öffentlich
 und  dauert  etwa  30  Minuten  je  Bewerberin  oder  Bewer-
 ber.

 (2)  Zum  Auswahlgespräch  werden  Bewerberinnen
 oder  Bewerber  durch  die  Auswahlbeauftragten  schrift-
 lich  unter  Angabe  von  Zeitpunkt  und  Ort  eingeladen.
 Die  Ladung  ist  rechtzeitig  erfolgt,  wenn  sie  mindestens
 10  Werktage  vor  dem  Auswahlgespräch  abgesendet
 wurde.

 (3)  Über  den  Verlauf  des  Auswahlgesprächs  wird
 eine  Niederschrift  gefertigt,  die  die  wesentlichen  Gründe

 *  Diese  Ordnung  ist  vom  Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin  am
 7.  März 2008 bestätigt worden.
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für  die  Beurteilung  der  Bewerberin  oder  des  Bewerbers
 enthält.

 §  5

 Auswahlbeauftragte

 (1)  Zur  Durchführung  des  Auswahlverfahrens  werden
 mindestens  zwei  an  der  Freien  Universität  Berlin  haupt-
 beruflich  beschäftigte  wissenschaftliche  Dienstkräfte,
 die  an  der  Durchführung  des  weiterbildenden  Master-
 studiengangs  „European  Master  in  Intercultural  Educa-
 tion“  beteiligt  sind,  als  Auswahlbeauftragte  eingesetzt.
 Diese  werden  von  der  Dekanin  oder  dem  Dekan  im  Auf-
 trag  des  Präsidiums  bestimmt.  Die  Bestellung  erfolgt  für
 das  Auswahlverfahren  zum  Wintersemester  2008/09.
 Eine Stellvertretung ist nicht möglich.

 (2)  Die  Auswahlbeauftragten  schlagen  unter  Berück-
 sichtigung  der  Eignung  und  Motivation  dem  Präsidium
 der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  Bewerberinnen  und  Bewerber  zur  Zulas-
 sung vor.

 (3)  Die  Auswahlbeauftragten  können  unter  Fristset-
 zung  geeigneten  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  das
 Nachreichen  von  fehlenden  Nachweisen  gestatten  oder
 in  Zweifelsfällen  zusätzliche  Auskünfte  von  Bewerberin-
 nen oder Bewerbern einholen.

 §  6

 Rangfolge

 Nach  Abschluss  des  Auswahlverfahrens  wird  auf  der
 Grundlage  der  Ergebnisse  eine  Rangfolge  gebildet.  Bei
 Ranggleichheit entscheidet das Los.

 §  7

 Zulassungsentscheidung

 (1)  Die  Zulassung  für  den  Studiengang  erfolgt  zum
 Wintersemester  2008/09.  Die  Entscheidung  über  die
 Auswahl  trifft  das  Präsidium  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  auf  der  Grundlage  der  von  den  Auswahl-
 beauftragten ermittelten Rangfolge.

 (2)  Zugelassene  Bewerberinnen  und  Bewerber  er-
 halten  einen  Zulassungsbescheid,  in  dem  eine  Frist  zur
 schriftlichen  Annahme  des  Studienplatzes  und  zur  Im-
 matrikulation  bestimmt  wird.  Bei  Nichteinhaltung  dieser
 Frist wird der Studienplatz neu vergeben.

 (3)  Bewerberinnen  oder  Bewerber,  die  nicht  zugelas-
 sen  werden,  erhalten  einen  Ablehnungsbescheid  mit
 Begründung.

 (4)  Eine  Voraussetzung  für  die  Immatrikulation  ist  der
 Nachweis  der  vollständigen  Zahlung  des  in  der  Gebüh-
 rensatzung  für  den  Studiengang  festgelegten  Betrages.

 §  8

 Aufbewahrung der Unterlagen und Einsichtnahme

 (1)  Die  in  dem  Auswahlverfahren  eingereichten
 Unterlagen  sind  in  der  Verwaltung  des  Fachbereichs
 Erziehungswissenschaft  und  Psychologie  bis  zur  Be-
 standskraft  der  Entscheidung  und  im  Falle  eines
 Rechtsstreits  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  auf-
 zubewahren.

 (2)  Den  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  ist  auf
 Wunsch  Einsicht  in  die  Ranglisten  (ohne  Namen)  zu  ge-
 währen.

 §  9

 Inkrafttreten

 (1)  Diese  Satzung  tritt  am  Tage  nach  ihrer  Veröffent-
 lichung  in  den  Mitteilungen  (Amtsblatt  der  Freien  Uni-
 versität Berlin) in Kraft.

 (2)  Für  Bewerbungs-  und  Auswahlverfahren,  die  im
 Rahmen  des  Kooperationsvertrages  mit  dem  Pädagogi-
 schen  Institut  des  Bundes  in  Oberösterreich  und  der  Pä-
 dagogischen  Akademie  der  Diözese  Linz  durchgeführt
 werden,  gelten  die  im  Kooperationsvertrag  der  Freien
 Universität  Berlin  mit  den  genannten  österreichischen
 Ausbildungsstätten  vereinbarten  Bestimmungen  hin-
 sichtlich  der  Zahl  der  zur  Verfügung  stehenden  Studien-
 plätze,  der  zu  beachtenden  Formen  und  Fristen  sowie
 der  Zugangsvoraussetzungen  und  Auswahlkriterien  fort.
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Satzung zur Regelung der Vergabe von Studien-

 plätzen im Wintersemester 2008/09 für den weiter-

 bildenden Masterstudiengang Schulentwicklung

 und Qualitätssicherung des Fachbereichs

 Erziehungswissenschaft und Psychologie

 der Freien Universität Berlin

 Präambel

 Aufgrund  von  §  10  a  des  Gesetzes  über  die  Zulassung
 zu  den  Hochschulen  des  Landes  Berlin  in  zulassungs-
 beschränkten  Studiengängen  (Berliner  Hochschulzulas-
 sungsgesetz  –  BerlHZG)  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  der  Neufassung  vom  18.  Juni  2005  (GVBl.
 S.  393),  zuletzt  geändert  am  18.  Mai  2007  (GVBl.
 S.  198),  i.  V.  m.  §  10  Abs.  5  Satz  2  und  §  74  Abs.  1  und  4
 des  Gesetzes  über  die  Hochschulen  im  Land  Berlin  (Ber-
 liner  Hochschulgesetz  –  BerlHG)  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  der  Neufassung  vom  13.  Februar  2003
 (GVBl.  S.  81),  zuletzt  geändert  durch  Gesetz  vom
 12.  Juli  2007  (GVBl.  S.  278),  hat  der  Fachbereichsrat
 des  Fachbereichs  Erziehungswissenschaft  und  Psycho-
 logie  der  Freien  Universität  Berlin  am  7.  Februar  2008
 folgende Satzung erlassen:*

 §  1

 Geltungsbereich

 Diese  Satzung  regelt  das  Auswahlverfahren  für  die  Ver-
 gabe  der  Studienplätze  gemäß  §  10  a  BerlHZG  für  den
 weiterbildenden  Masterstudiengang  Schulentwicklung
 und  Qualitätssicherung  des  Fachbereichs  Erziehungs-
 wissenschaft  und  Psychologie  der  Freien  Universität
 Berlin zum Wintersemester 2008/09.

 §  2

 Studienplätze und Bewerbungsfrist

 (1)  Die  Zahl  der  für  den  weiterbildenden  Master-
 studiengang  Schulentwicklung  und  Qualitätssicherung
 zur  Verfügung  stehenden  Studienplätze  wird  in  der  Zu-
 lassungsordnung  der  Freien  Universität  Berlin  be-
 stimmt.

 (2)  Bewerberinnen  oder  Bewerber  haben  einen  form-
 losen  schriftlichen  Antrag  auf  Zulassung  an  das  Präsi-
 dium  der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung
 und  Zulassung  –  zu  stellen.  Dem  Antrag  auf  Zulassung
 sind  die  Nachweise  gemäß  §  3  Abs.  1  Buchst.  a)  und  c)
 beizufügen.  Werden  im  Ausland  erworbene  Nachweise
 vorgelegt,  müssen  diese,  wenn  sie  nicht  in  deutscher
 oder  englischer  Sprache  abgefasst  sind,  übersetzt  und
 durch  eine  deutsche  Auslandsvertretung  beglaubigt
 sein.  Zulassungsanträge  können  durch  Telefax,  E-Mail
 oder  sonstige  elektronische  Medien  allein  nicht  wirksam
 gestellt werden.

 (3) Die Bewerbungsfrist endet am 30.  Juni 2008.

 §  3

 Auswahlkriterien

 (1)  In  die  Auswahlentscheidung  werden  folgende
 Aspekte einbezogen:

 a)  ein  Bachelorabschluss  oder  ein  gleichwertiger  ande-
 rer  erster  berufsqualifizierender  Hochschulabschluss,
 vorzugsweise in einem Lehramtsstudium,

 b)  eine  kurze  Begründung  der  Bewerbung  für  den  wei-
 terbildenden  Masterstudiengang  Schulentwicklung
 und  Qualitätssicherung  in  Form  eines  dreiseitiges
 Exposés  zu  Inhalt  und  Selbstverständnis  der  praxis-
 bezogenen  Schulentwicklungs-  und  Qualitätssiche-
 rungsarbeit;

 c)  im  Zusammenhang  mit  dem  Studium  stehende  ein-
 schlägige  Tätigkeiten  und  Erfahrungen,  vorzugs-
 weise  einschlägige  berufspraktische  Erfahrungen  in
 schulischen Arbeitsfeldern.

 (2)  Bei  Bedarf  können  die  Auswahlbeauftragten  ein-
 zelne  Bewerberinnen  oder  Bewerber  zu  einem  Aus-
 wahlgespräch einladen.

 (3)  Sind  weniger  Bewerbungen  als  Studienplätze  vor-
 handen,  werden  diese  an  Bewerberinnen  oder  Bewer-
 ber  vergeben,  die  einen  Hochschulabschluss  gemäß
 Abs.  1  Buchst.  a)  nachweisen.  Sind  mehr  Bewerbungen
 als  Studienplätze  vorhanden,  erfolgt  ein  Auswahlverfah-
 ren gemäß Abs.  1 und 2 sowie §§  4 bis 6.

 §  4

 Auswahlgespräch

 (1)  Das  Auswahlgespräch  wird  von  den  Auswahl-
 beauftragten  gemäß  §  5  durchgeführt,  ist  nicht  öffentlich
 und  dauert  etwa  30  Minuten  je  Bewerberin  oder  Bewer-
 ber.

 (2)  Zum  Auswahlgespräch  werden  Bewerberinnen
 oder  Bewerber  durch  die  Auswahlbeauftragten  schrift-
 lich  unter  Angabe  von  Zeitpunkt  und  Ort  eingeladen.
 Die  Ladung  ist  rechtzeitig  erfolgt,  wenn  sie  mindestens
 10  Werktage  vor  dem  Auswahlgespräch  abgesendet
 wurde.

 (3)  Über  den  Verlauf  des  Auswahlgesprächs  wird
 eine  Niederschrift  gefertigt,  die  die  wesentlichen  Gründe
 für  die  Beurteilung  der  Bewerberin  oder  des  Bewerbers
 enthält.

 §  5

 Auswahlbeauftragte

 (1)  Zur  Durchführung  des  Auswahlverfahrens  werden
 mindestens  zwei,  an  der  Freien  Universität  Berlin  haupt-
 beruflich  Beschäftigte  wissenschaftliche  Dienstkräfte,
 die  an  der  Durchführung  des  weiterbildenden  Master-

 *  Diese  Ordnung  ist  vom  Präsidium  der  Freien  Universität  Berlin  am
 7.  März 2008 bestätigt worden.
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studiengangs  Schulentwicklung  und  Qualitätssicherung
 beteiligt  sind,  als  Auswahlbeauftragte  eingesetzt.  Diese
 werden  von  der  Dekanin  oder  dem  Dekan  im  Auftrag
 des  Präsidiums  bestimmt.  Die  Bestellung  erfolgt  für  das
 Auswahlverfahren  zum  Wintersemester  2008/09.  Eine
 Stellvertretung ist nicht möglich.

 (2)  Die  Auswahlbeauftragten  schlagen  unter  Berück-
 sichtigung  der  Eignung  und  Motivation  dem  Präsidium
 der  Freien  Universität  Berlin  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  Bewerberinnen  und  Bewerber  zur  Zulas-
 sung vor.

 (3)  Die  Auswahlbeauftragten  können  unter  Fristset-
 zung  geeigneten  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  das
 Nachreichen  von  fehlenden  Nachweisen  gestatten  oder
 in  Zweifelsfällen  zusätzliche  Auskünfte  von  Bewerberin-
 nen oder Bewerbern einholen.

 §  6

 Rangfolge

 Nach  Abschluss  des  Auswahlverfahrens  wird  auf  der
 Grundlage  der  Ergebnisse  eine  Rangfolge  gebildet.  Bei
 Ranggleichheit entscheidet das Los.

 §  7

 Zulassungsentscheidung

 (1)  Die  Zulassung  für  den  Studiengang  erfolgt  zum
 Wintersemester  2008/09.  Die  Entscheidung  über  die
 Auswahl  trifft  das  Präsidium  –  Bereich  Bewerbung  und
 Zulassung  –  auf  der  Grundlage  der  von  den  Auswahl-
 beauftragten ermittelten Rangfolge.

 (2)  Zugelassene  Bewerberinnen  und  Bewerber  er-
 halten  einen  Zulassungsbescheid,  in  dem  eine  Frist  zur
 schriftlichen  Annahme  des  Studienplatzes  und  zur  Im-
 matrikulation  bestimmt  wird.  Bei  Nichteinhaltung  dieser
 Frist wird der Studienplatz neu vergeben.

 (3)  Bewerberinnen  oder  Bewerber,  die  nicht  zugelas-
 sen  werden,  erhalten  einen  Ablehnungsbescheid  mit
 Begründung.

 (4)  Eine  Voraussetzung  für  die  Immatrikulation  ist  der
 Nachweis  der  vollständigen  Zahlung  des  in  der  Gebüh-
 rensatzung  für  den  Studiengang  festgelegten  Betrages.

 §  8

 Aufbewahrung der Unterlagen und Einsichtnahme

 (1)  Die  in  dem  Auswahlverfahren  eingereichten  Unter-
 lagen  sind  in  der  Verwaltung  des  Fachbereichs  Erzie-
 hungswissenschaft  und  Psychologie  bis  zur  Bestands-
 kraft  der  Entscheidung  und  im  Falle  eines  Rechtsstreits
 bis zur rechtskräftigen Entscheidung aufzubewahren.

 (2)  Den  Bewerberinnen  oder  Bewerbern  ist  auf
 Wunsch  Einsicht  in  die  Ranglisten  (ohne  Namen)  zu  ge-
 währen.

 §  9

 Inkrafttreten

 Diese  Satzung  tritt  am  Tage  nach  ihrer  Veröffentlichung
 in  den  Mitteilungen  (Amtsblatt  der  Freien  Universität
 Berlin) in Kraft.
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